
Bezirksverordnetenversammlung Marzahn-Hellersdorf von Berlin 

VI. Wahlperiode 
 

Ursprung: Ausschussantrag, Ausschuss für Integration und Migration 

Ausschussantrag 
 
 
Ausschuss für Integration und 
Migration 

Drs.-Nr.: 
 
 
Verfasserin: 

0864/VI 
 
 
Dahler, Zoe 
 

Vermeidung der Unterbringung von Menschen in der Zentralen 
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Die BVV möge beschließen: 
 
Dem Bezirksamt wird empfohlen, 
 

1. sich bei der zuständigen Senatsverwaltung dafür einzusetzen, dass der Standort der 
Zentralen Aufnahmeeinrichtung Motardstraße 101 durch das Land Berlin möglichst 
schnell aufgelöst wird, 
 

das Bezirksamt wird ersucht, 
 

2. den gegenwärtig auf Grundlage des Asylbewerberleistungsgesetz in der Zentralen 
Erstaufnahmeeinrichtung Motardstraße 101 lebenden und vom Bezirksamt Marzahn-
Hellersdorf betreuten Menschen nach Einzelfallprüfung unter Beachtung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes und des Asylverfahrengesetzes das Angebot zu 
unterbreiten und zu ermöglichen in eigenen Wohnungen zu leben. 

 
Begründung: 
Trotz zahlreicher Veränderungen in der Zentralen Aufnahmeeinrichtung des Landes Berlin 
bleibt die Situation für die dort lebenden Menschen angespannt. Sie sind dort mitten in einem 
Industriegebiet weitgehend vom sozialen und kulturellen Leben der Stadt Berlin 
ausgeschlossen und isoliert. Der Standort ist von seinen Verkehrs- und Wegebeziehungen 
für eine Erstaufnahmeeinrichtung unangemessen. Menschen, die außerhalb der vom Bund 
gesetzlich geregelten Aufnahme in einer Zentralen Aufnahmeeinrichtung des Landes Berlin 
leben müssen, sind weitgehend von Integrationsbemühungen und der Aufnahme der 
Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland ausgeschlossen. Die Unterbringung in 
eigenem Wohnraum verändert die Lebensqualität und die Möglichkeiten der sozialen und 
kulturellen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 
 
Abstimmungsergebnis: zehn Ja-Stimmen und drei Enthaltungen 

 

Dieser Antrag wurde: ���� beschlossen 
 ���� beschlossen in geänderter Fassung 
 ���� abgelehnt 
 ���� zurückgezogen 
 ���� überwiesen an:........................................................................... 


